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Eingesperrt zum Abtransport

Die Situation von Flüchtlingen in der Abschiebungshaft

Susanne Rohlfleisch

on der Öffentlichkeit nahezu un-
bemerkt wurden in den letzten
Jahren spezielle Gefängnisse für

Flüchtlinge, sogenannte Abschiebungs-
haftanstalten, eingerichtet. Inhaftiert wer-
den in erster Linie abgelehnte Asylbe-
werberInnen, die ihrer Ausreiseauffor-
derung nicht nachgekommen sind und
irgendwann als „Illegale“ aufgegriffen
wurden. Nach der faktischen Abschaf-
fung des Asylrechts vor mittlerweile
sechs Jahren und denständig reduzierten
sozialen Leistungen ist Abschiebungs-
haft für die Betroffenen sicherlich die
schärfste staatliche „Waffe“ zur Ab-
schottung und AbschreckungvonFlücht-
lingen.
Abschiebungshaft wird aufAntrag der

Ausländerbehörden verhängt, um die

Ausweisung vorzubereiten (Vorberei-

tungshaft) bzw. die vollziehbare Aus-
reisepflicht eines Flüchtlings durchzu-
setzen, sofern dieser nicht innerhalb
einer ihm gesetzten Frist freiwillig aus-
reist (Sicherungshaft). Es handelt sich

also nicht um einestrafrechtliche Sankti-
on, sondern eine Verwaltungsvollstrek-
kungsmaßnahme. Dabei ist zu berück-
sichtigen, daß es sich um einen Eingriff
in das Menschenrecht auf Freiheit der
Person nach Art. 2 Abs. 2 in Verbindung
mit Art. 104 Grundgesetz (GG) handelt,

eine Tatsache, die in der Praxis der
Abschiebungshaftverfahren keine ange-
messene Berücksichtigung findet. Dem

Anliegen des Staates, unerwünschte
AusländerInnen abzuschieben, wird von
vornherein Vorrang eingeräumt.

Freiheitsentziehung im
Schnellverfahren

In ihrem Antrag auf Verhängung der
Abschiebungshaft greifen die Ausländer-
behörden regelmäßig auf die sogenannte
Generalklausel des $57 Abs.2 S.1

Nr. 5 „Ausländergesetz“ (AuslG) zu-

rück, wonach „der begründete Verdacht

besteht, daß er [der Flüchtling] sich der

Abschiebung entziehen will“. Dieser
Verdacht muß sich aufgrund der ein-
schneidenden Rechtsfolgen eigentlich
auf konkrete Umständestützen,' welche
die Ausländerbehörde in ihrem Antrag
darlegen muß. In der Praxis wird regel-
mäßig die pauschale Behauptung aufge-

stellt, der Flüchtling wolle untertauchen.

Dasgerichtliche Verfahrenrichtet sich
gemäß $ 103 Abs. 2 AuslG nach dem
Gesetz über das gerichtliche Verfahren

bei Freiheitsentziehungen (FEVG). Theo-
retisch hat der zuständige Haftrichter am
Amtsgericht nun nach $ 12 des Gesetzes

über die Angelegenheiten derfreiwilli-

gen Gerichtsbarkeit (FGG) von Amts
wegen die erforderlichen Ermittlungen
anzustellen und diese Angaben zu über-
prüfen. Dabei ist seine Prüfungskom-
petenz nach überwiegender Auffassung
aber aufdas Vorliegen der Voraussetzun-
gen des $57 AuslG beschränkt, er darf

also laufende Asylverfahren oder beste-
hendeAbschiebungshindernisse nichtbe-
rücksichtigen, sondern ist an die

Verwaltungsentscheidung gebunden. So-

fern ein Flüchtling in der zwingend
vorgeschriebenen mündlichen Verhand-
lung vorträgt, ein Verwaltungsgericht
habe in seinem Asylverfahren ein Ab-
schiebungshindernis festgestellt, er sei
im Besitz einer noch gültigen Duldung
oder sein erstes Asylverfahren sei noch
nicht abgeschlossen, soll das für den
Haftrichter also unbeachtlich sein. Oh-

nehin verfügt dieser als Richter im

ordentlichen Gerichtsverfahren regelmä-
ßig nicht über Kenntnisse der komple-
xen Materie des Ausländer- und Asyl-
rechts. Doch selbst wenn er das Vorlie-

gen von Abschiebungshindernissen er-
kennt,ist er gezwungen, sehenden Auges

die Abschiebungshaft anzuordnen, eine

Situation, die mit rechtsstaatlichen Prin-
zipien nicht zu vereinbaren ist.” Diese
Beschränkungderrichterlichen Prüfungs-
kompetenz unter Mißachtung etwaiger  



Eingriffe in Art. 16 und 16 a GG wider-
spricht in eklatanter Weise gegen den
Grundsatz der Grundrechtsbindungjeg-
licherstaatlicher Gewalt.?
Für die betroffenen Flüchtlinge, die

nach $5 Abs. I FEVG mündlich ange-

hört werden,ist diese Situation in keiner
Weise nachvollziehbar. Sie verstehen,
daß ihre Inhaftierung im Zusammen-
hang mit ihrem aufenthaltsrechtlichen
Status erfolgt, bekommen dann aber im
Gerichtsverfahren mitgeteilt, daß ihr dies-
bezügliches Vorbringen unbeachtlichsei.
Die Trennung des Verfahrens in ein
aufenthaltsrechtliches vor dem Verwal-

tungsgericht und ein freiheitsentziehen-
des vor der zivilen Gerichtsbarkeitstellt

nicht nur den aufsich selbst gestellten

Flüchtling vor unlösbare Probleme. Auch

für ausgebildete JuristInnen ist dieses
Konstrukt der aufgeteilten Zuständigkei-
ten nicht ohne weiteres durchschaubar.
Ein zusätzliches Problem stellt sich
dadurch, daß sich einige Verwaltungsge-
richte nicht für eine Entscheidung über
diese Fragen zuständig fühlen und wie-
derum auf das Freiheitsentziehungs-
verfahren verweisen. Es entsteht ein
negativer Kompetenzkonflikt auf Ko-
sten der Grundrechte des /der Betroffe-

nen,* von einem effektiven Rechtsschutz

kann keine Redesein.’

Anzeige

 

Soweit dem Haftrichter eine Überprü-
fung der von der Ausländerbehörde
vorgetragenen Tatsachenzugebilligt wird,
findet diese häufig nichtstatt. Der Zeit-
aufwand für die jährlich ca. 400 Ab-
schiebungshaftsachen am Mannheimer
Amtsgericht wird mit 0,1 einer Richter-
stelle — das heißt einem Zehntel der
Arbeitszeit — bewertet, so daß die Er-
mittlungen entsprechend dürftig ausfal-
len. Vor diesem Hintergrund kann es

auch nicht verwundern, daß die Begrün-
dungen vieler Haftbeschlüsse offenbar
mit Hilfe von Textbausteinen verfaßt
und die Haftrichterals „Erfüllungsgehil-
fen der Ausländerbehörden“ betrachtet
werden.

Kein effektiver Rechtsschutz

Während jeder von Freiheitsentzug be-
drohte straffällig gewordene Mensch aus
gutem GrundeinenPflichtverteidiger an
die Seite gestellt bekommt, erhält ein
Flüchtling in der Abschiebungshaft häu-
fig überhaupt keinen anwaltlichen Rat.
Sofern es bereits eine anwaltliche Ver-
tretung gab, ist es aufgrund der Haftbe-
dingungen schwierig, den Kontakt zu
halten. Zudem verfügt die Mehrzahl

der Abschiebungshäftlinge über kei-
nerlei finanzielle Mittel. Fast alle
Bundesländer — eine Ausnahmebil-

det hier Nordrhein-Westfalen —
bieten zudem keine kostenlose
rechtliche Beratung für Flücht-
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(Ein Flüchtling aus Angola erfuhr an)
einem Freitagnachmittag von der Geburt
eines Kindes in einer mit ihm eng
befreundeten Familie. Da die Ausländer-
behörde bereits geschlossen hatte, holte

er nicht die erforderliche Genehmigung
zur Reise ein und verletzte damit seine
Residenzpflicht. Bei der Personenkon-
trole am Bahnhof wurde ihm trotz

Vorlage eines Ausweispapiers seine An-
gaben zur Identität nicht geglaubt. Er
wurde verhaftet und in Abschiebungs-
haft genommen. Nachdem er vier Mona-
te inhaftiert war, kam ein Kontakt zu den
ehrenamtlichen BetreuerInnen zustande.
Diesen gab er den Namen seines An-
walts, den er mangels Telefonnummer

und Adresse nicht kontaktieren konnte.
Der Anwalt war völlig entsetzt über die
Anordnung der Abschiebungshaft und
faxte umgehendein verwaltungsgericht-
liches Urteil, wonach für der Flüchtling

ein Abschiebungshindernis gem. $ 51
Abs. 1 AuslG festgestellt worden war. Er
wurde noch am selben Tag entlassen.
Eine Haftentschädigung gibt es für enlinse allerdings nicht.

Das Recht auf Eigentum bildet
das Zentrum des Katalogs ele-
mentarer Menschenrechte, weil
Menschsein als Eigentumstitel
an sich selbst definiertist.
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linge in Abschiebungshaft an.
Gegenden Haftbeschluß, der

in der Regel drei Monate
Freiheitsentziehung anordnet,

ist die sofortige Beschwerde gemäß
$7 FEVG zulässig. Die Tatsache,

daß die Prüfung auch im Beschwer-
deverfahren vor dem Landgericht
nicht allzu genau ausfällt, wird ein-

drucksvoll durch die hohen Erfolgs-
quoten der weiteren Beschwerden
vor den Oberlandesgerichten (OLG)
belegt: so war die Anordnung der
Abschiebungshaft nach einer Stati-
stik des OLG Frankfurt aus den
Jahren 1997 und 1998 in mehrals
der Hälfte aller Fälle unzulässig.‘
DieseInstanzist den Abschiebungs-
gefangenen allerdings regelmäßig
verschlossen, da die Verfahren
einige Wochen in Anspruch neh-
men, das Rechtsschutzbedürfnis aber
nach Ablaufder drei Monateentfällt
und folglich auch ursprünglich zu-

lässige Beschwerden nicht mehr be-

schieden werden.
Eine ausführliche Begründung von

seiten der Ausländerbehörde wird
wegender Regelung des $ 57 Abs. 3

S.2 AusiG regelmäßig erst nach

Ablauf von sechs Monaten vorge-
legt, um die erforderliche „Verhin-
derung der Abschiebung‘ durch den
Flüchtling zu belegen. Die Gründe

 I

 

reichen
hier von der feh-

lenden Unterschrift unter
das Paßantragsformular bis zum Wider-
stand bei einem Abschiebungsversuch.
Das Verschulden wird dabei auch auf

Umstände gestützt, auf die der Flücht-

ling keinen Einfluß hat, zum Beispiel
wenn eine Abschiebungdurchdie Inter-
vention von Menschenrechtsgruppenver-

hindert wird oder das Flugpersonal die

Mitnahmedes Flüchtlings gegen seinen
Willen - aus Gründender Flugsicherheit
— verweigert. Manche Flüchtlinge rea-
gieren auf die Abschiebungsversuche in
ihrer Verzweiflung mit Selbstver-
letzungen, was ihnen dann als „Ver-

schulden“ für die nicht vollzogene Ab-

schiebung vorgeworfen wird und zur

Haftverlängerung führt.
Die zahlreichen Statistiken über die

„durchschnittliche Haftdauer“ sollten
darüber nicht hinwegtäuschen, daß eine

Haftdauer von mehreren Monaten keine
Seltenheit ist. Während einige Abschiebe-
häftlinge, insbesondere aus osteuropäi-
schen Staaten, bereits nach wenigen

Tagen abgeschoben werden und so den

Durchschnitt erheblich senken, sitzen
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andere bis zu einem Jahr in Haft,
entweder weil die Papiere fehlen oder
jede Abschiebungscheitert. Die in $ 57
Abs. 3 AuslG vorgesehene Haftdauer

von bis zu 18 Monaten verstößt unter

dem Aspekt des Übermaßverbotes gegen

Art. 2 Abs. 2 GG in Verbindung mit dem
Verhältnismäßigkeitsprinzip.” Im Ver-
gleich dazu darf die Untersuchungshaft,
die unter anderem einen dringenden
Straftatverdacht fordert, maximal sechs
Monate dauern.

Asylverfahrenhinter Gittern

Während Flüchtlinge bis 1997 wäh-
rend der Dauer ihres ersten Asyl-

verfahrens vor einer Inhaftierung
geschützt waren, ermöglicht der

neu eingeführte $ 14 Abs. 4

Asylverfahrensgesetz
(AsylIVfG) die
Anordnung der

Abschiebungshaft
auch für diesen
Zeitraum. Die Neu-
regelung wirft für die
Asylsuchendenganzer-
hebliche Probleme auf.
Es kommthäufig vor, daß
sie unmittelbar nach der
Einreise kontrolliert werden

und — wenn sie ihr Asyl-
begehren nicht sofort vorbringen — in
Haft genommenwerden. Die dann unter-

bliebene Asylantragstellungist in erster

Linie darauf zurückzuführen, daß die

Flüchtlinge davon ausgehen,die Polizei
sei hierfür nicht zuständig. Aber auch
Angst oder Sprachbarrieren können ur-

sächlich sein. Befindet sich der Flücht-
ling in Haft, bewirkt ein dann gestellter
Asylantrag keine Entlassung mehr, er

oder sie ist gezwungen, das Verfahren
aus dem Gefängnis heraus zu durchlau-
fen.

In diesen Fällen ist eine anwaltliche
Beratung nahezu ausgeschlossen. Gera-

de eingereiste Asylsuchende verfügenin

der Regel überkeine finanziellen Mittel.
Und nur wenige AnwältInnensind in der
Lage und dazu bereit, unter diesen
Umständen die - erforderliche — aus-

führliche Beratung im Gefängnis zu
leisten. Die Anhörung durch das Bun-

desamt, die aufgrund oft gezielt verunsi-
chernder Fragen ohnehin eine große

Belastung darstellt, verläuft unter dem

im Gefängnis zusätzlich bestehenden
Druck oft katastrophal. Besonders für
traumatisierte Flüchtlinge ist eine Dar-
stellung ihrer Asylgründe hinter Gittern

faktisch unmöglich.
Da gesetzlich vorgeschriebenist, daß

die Asylsuchenden aus der Haft entlas-

sen werden müssen, wenn nicht inner-

halb von vier Wochen eine Ab-
lehnung als „offensicht-

lich unbegründet“
vorliegt, ist

  

  

  

     

  
  

 

  

Bundesamt

bestrebt, das Ver-

fahren schnellst-

möglich durchzu-
a ziehen. Menschen, die

in der HoffnungaufSchutz vor
Verfolgung nach Deutschland ge-

flüchtet sind, finden sich umgehend im

Gefängnis wieder, das Asylverfahren
binnen wenigerTage negativ abgeschlos-

sen. Ihre Situation ist vergleichbar mit

der von Flüchtlingen im Flughafen-

verfahren,allerdings ohne die dort zwin-
gend vorgeschriebene anwaltliche Bera-
tung. Viele waren auf der Flucht vor

einer drohenden Inhaftierung im Hei-
matland und sind fassungslos darüber,
daß sie in Deutschland ebenfalls ohne
große Umstände eingesperrt werden.

Abschiebungshaft -
härter als Strafvollzug

Ausrechtsstaatlicher Sicht ist nicht nur

das Verfahren, mit dem Abschiebungs-
haft angeordnet wird, sondern auch der
Vollzug der Haft problematisch. Die

Zuständigkeit liegt je nach Bundesland

entweder im Bereich der Innen- oder der

Justizverwaltung. Währendes imletzte-
ren Fall zumindest den — wenn auch

unzureichenden — Verweis in $ 8 Abs. 2

FEVGauf die $$ 171 ff. des Strafvoll-
zugsgesetzes gibt, fehlt für den Vollzug

durch die Innenverwaltung jegliche ge-
setzliche Grundlage. Lediglich die Län-
der Berlin, Rheinland-Pfalz und Bran-
denburg haben eine solche geschaffen,

in den anderen Bundesländernexistieren

lediglich Verwaltungsvorschriften. Nach

einer Entscheidung des Bundesverfas-

sungsgerichts ist der Strafvollzug nur
auf Grundlage eines diesen regelnden
Gesetzes zulässig.‘ Dies muß ebenso für
eine Inhaftierung zum Zweck der zwangs-

weisen Durchsetzung einer Verwaltungs-

entscheidunggelten.
Die Abschiebungshaft wird in den

einzelnen Bundesländern sehr unter-

schiedlich vollzogen. Die Flüchtlinge
werdenteilweise in den Strafvollzugs-
anstalten untergebracht, es gibt aber
auch spezielle Abschiebungshaftan-

stalten.” Die Situation der Flüchtlin-
ge in der Abschiebungshaft soll im

folgenden exemplarisch an der Justiz-
vollzugsanstalt (JVA) von Mannheim

verdeutlicht werden.
Hier wurden im Innenhof der JVA

Container aufgestellt, die von einer Mauer
mit Stacheldraht umgeben sind — ein
„Knast im Knast‘. Die Flüchtlinge sind

in der Regel zu dritt in einer ca. 15
Quadratmeter großen Zelle untergebracht,

es gibt insgesamt etwa einhundert Plät-
ze. Es wird versucht, die Belegung so zu

organisieren, daß sich die in der gemein-
samen Zelle Untergebrachten verständi-

gen können. Dennoch kommt es immer

wieder vor, daß Inhaftierte aufgrund

fehlender Kommunikationsmöglich-

keiten in ihrer Heimatsprache vollkom-
menisoliert sind.
Abgesehen von einem zweistündigen

Hofgang sind die Flüchtlinge rund um
die Uhr eingesperrt, ein Umschlußfindet
nichtstatt. Es stehen nur wenige Arbeits-
plätze zur Verfügung, ansonsten gibt es

alle vierzehn Tage eine Sportstunde und

eine wöchentliche Gesprächsgruppe für
maximal fünf Gefangene. Im Klartext
heißt das, regelmäßig 22 Stunden unun-

terbrochen mit zwei weiteren Menschen

eingesperrt zu sein. Der wiederholten
Kritik von Flüchtlingsgruppen an dieser
Form der Unterbringung wird mit dem

lapidaren Hinweis begegnet, daß ja ein
Fernseher in jeder Zelle zur Verfügung

stehe - für Abwechslungsei also gesorgt.

Der Kontakt zur Außenweltist äußerst
schwierig. Die Flüchtlinge dürfen ein-
mal pro Wochefür eine Stunde während
 

Ein Flüchtling aus Guinea-Bissau reiste mit dem Schiff in Hamburg ein und wollte
von dort aus nach Portugal weiterfahren, um Asyl zu beantragen. Nach seiner

Festnahme, bei der er sein Vorhaben schilderte, wurden drei Monate Abschie-
bungshaft angeordnet. Erst durch anwaltliche Beratung wurde ihm klar, daß eine
Weiterreise nach Portugal aufgrund europäischer Abkommennicht möglich sein
würde. Erstellte hier einen Asylantrag, der - trotz der Tatsache, daß in Guinea-
Bissau ein Bürgerkrieg tobt - als offensichtlich unbegründet abgelehnt wurde. Erst
auf die Haftbeschwerdestellte das zuständige Landgericht kurz vor Ablauf der
drei Monate fest, daß bereits seit einem halben Jahr ein Abschiebungsstopp für
dieses Land bestand. Der Flüchtling wurde entlassen.
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äußerst arbeitnehmerunfreundlichenZei-
ten besucht werden. Diese Regelung
führt natürlich zu Schwierigkeiten: so
wird zum Beispiel die Ehefrau wegge-
schickt, wenn ein Freund oder Kollege
den Flüchtling in dieser Woche bereits
besucht hat. Erschwert wird die Situati-
on zusätzlich durch die langen Anfahrts-
wege, welche die BesucherInnen häufig
zurücklegen müssen. Die Unterbringung
in der Abschiebungshaft erfolgt in der
Regel am Ort der Festnahme, so daß in
die Mannheimer Haftanstalt nicht nur
Flüchtlinge aus ganz Baden-Württem-

berg kommen,sondern aus ganz Deutsch-

land — beispielsweise bei einer Verhaf-
tung beim versuchten Grenzübertritt in
die Schweiz oder nach Frankreich. Da
die Unterbringung in einem Gefängnis
in der Öffentlichkeit mit dem Begehen
einer Straftat gleichgesetzt wird, bre-
chen einige Abschiebungsgefangene den
Kontakt zu Familienangehörigen oder
Bekannten aus Scham überihre Inhaftie-
rung vollkommenab.

Brief- und das Telephonkontakte sind
nur in begrenztem Umfang möglich.
Nachdem zurallgemeinen Erleichterung
ein Kartentelefon
eingerichtet wurde,
das die Flüchtlinge
auf Antrag zu be-
stimmten Uhrzei-
ten benutzen dür-

fen, stellte sich so-

fort das Geldpro-
blem, denn praktisch
kein Flüchtling konn-
te die Mindestgebühr

von 12,- DM für eine
Telefonkarte aufbrin-
gen. Obwohles seit
dem 1. Juli 1997 eine
klare gesetzliche Re-
gelung in $ 3 Abs. I
S.5 Asylbewerber-

leistungsgesetz gibt,

nach der einem Abschie-

bungshäftling 56,- DM mo-
natlich zustehen, erfolgte
keine entsprechende Auszah-

lung. Es wurden zahlreiche
Anträge an das Sozialamt

gestellt, die zögernd bear-
beitet wurden und sich Br

 

  
   

Von einem nigerianischen Flüchtling wurde — vermutlich von seiten der}
Ausländerbehörde — behauptet, er habe die Verzögerung derAbschiebung dadurch
verschuldet, daß er im Lauf derHaft angekündigt habe, aktiven Widerstand gegen
die Abschiebung zu leisten. Dieser Vorwurf wurde als Begründung in den

Haftbeschluß aufgenommen, ohne daß eine mündliche Anhörung des Flüchtlings

Eine dagegen gerichtete Beschwerde mit der Begründung, eine solche
Äußerung habe es nie gegeben, wurde unter Wiederholung des Vorwurfs
zurückgewiesen. Nach erneuter Haftverlängerung und Beschwerde fand zwei
Monate später auf ausdrücklichen Antrag des Anwalts eine Anhörungstatt. Dabei
wurde durch den zuständigen Richter festgestellt, daß es für den behauptete
Ankündigung keinen einzigen Anhaltspunkt in der Akte gab. Immerhin fand
wakeine erneute Verlängerung der Abschiebungshaft statt.  I

oft durch Abschiebung oder Entlassung
erledigten. Die Anträge wurden von

einem Sozialamt zum anderengeschickt,

weil sich niemand örtlich zuständig
fühlte. Der Gemeinderat und das Innen-
ministerium wurden eingeschaltet, bis
schließlich - fast ein Jahr nach Erlaß des
Gesetzes — eine Auszahlung direkt durch
die JVA veranlaßt wurde. An diesem
Beispiel wird deutlich, warum die Ab-

schiebungshaft von zahlreichen Kritike-
rInnenals „rechtsfreier Raum“ bezeich-
net wird: das Vorenthalten eines An-
spruchs auf das Lebensnotwendige über
ein Jahr hinweg ist wohl in keiner
anderen Konstellation denkbar.

Abschiebungshaft als letzte Station
in der „Festung Europa“

Abschiebungshaft ist häufig die letzte
Station eines Flüchtlings, der es trotz der

faktischen Abschaffung des Asylrechts
noch wagt, einen entsprechenden Antrag
zu stellen. Wer Schutz vor staatlicher
Verfolgung, Menschenrechtsverletzun-
gen oder Bürgerkrieg sucht, läuft Ge-

fahr, unter übelsten Be-
dingungen im Gefängnis
zu landen. Viele Asylsu-
chende stellen erbittert
fest, daß sie sich im
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Zuge ihrer Flucht vor einer drohenden
Inhaftierung im Heimatland in deut-
schen Gefängnissen wiederfinden. Die-

jenigen, die vor staatlicher Willkür ge-
flohen sind, werden nun in einem Land,

das sich als demokratischer Rechtsstaat
bezeichnet, aus eben diesem Grund
eingesperrt.
Diese Tatsache muß im Kontextnicht

nur der deutschen, sondern auch der

europäischen Asylpolitik gesehen wer-
den. AsylbewerberInnen werden nicht
mehrals Flüchtlinge, die aus verschiede-
nen Gründen Schutz in einem anderen
Land suchen, gesehen. Statt dessen hat
sich in den letzten Jahren in Europa die

Auffassung verbreitet, eine „Flut“ von

AusländerInnen ströme in unser Land,

wolle ausschließlich an unserem Reich-
tum teilhaben und versuche dies unter
allen Umständen durchzusetzen. Das

eigentliche Problem, die Menschen-
rechtsverletzungenin vielen Staaten, die
zu Vertreibung und Flucht führen,blei-
ben in derpolitischen Diskussion ebenso
wie der Anteil der Industriestaaten an

dieser Situation völlig unberücksichtigt.
Asylpolitik wird mittlerweile hingegen
mit dem Thema „Innere Sicherheit“

gleichgesetzt und auf einer Ebene mit
der Bekämpfungder organisierten Kri-
minalität abgehandelt. Diese Mentalität
bildet den Hintergrund dafür, daß die
Rechte von Flüchtlingen in zunehmen-
dem Maß ausgehöhlt bzw. vollkommen
entzogen werden und selbst ein „Wegs-
perren zum Abtransport“ als selbstver-
ständliches Recht des Staates betrachtet

wird.
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tin in Heidelberg und lebt in Mann-
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